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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 
des Rates vom 27, Juni 1967 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungs vor Schriften für die Ein- 
stufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 

. Stoffe 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Die im Jahre 1967 erlassene Richtlinie des Rates, die durch die 
Verordnung über gefährliche Stoffe vom 17. September 1971 
in das deutsche Recht aufgenommen worden ist, bedarf der 
Ergänzung. 


B. Lösung 

Mit dem Vorschlag der EG-Kommission für eine neue Richtlinie 
sollen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Ein- 
stufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe 
angeglichen werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(lü. Ausschuß) 

über den Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinie des 
Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungs Vorschriften für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe 

— Drucksache VI/3039 — 


A. Bericht des Abgeordneten Becker (Pirmasens) 


Der Vorschlag der Kommission wurde mit Schrei- 
ben vom 26. Januar 1972 des Herrn Präsidenten des 
Deutschen Bundestages dem Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung federführend und dem Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit überwiesen. 
Der mitberatende Ausschuß hat in seiner Sitzung 
am 12. April 1972 den Vorschlag behandelt und dem 
federführenden Ausschuß empfohlen, zustimmend 
hiervon Kenntnis zu nehmen. Der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 9. Juni 1972 beraten. 

Die auf Artikel 100 des EWG- Vertrages gestützte 
Richtlinie bezweckt die Vermeidung von Handels- 
hemmnissen beim Warenverkehr durch die Harmo- 
nisierung der Vorschriften über die Kennzeichnung 
und Verpackung gefährlicher Stoffe beim Inverkehr- 


bringen. Bei dem Richtlinienvorschlag handelt es 
sich um die Ergänzung der im Jahre 1967 erlassenen 
Richtlinien, die durch die Verordnung über gefähr- 
liche Arbeitsstoffe vom 17. September 1971 in deut- 
sches Recht umgesetzt worden ist. Mit der Ergän- 
zungsrichtlinie wird ein internationalen Verkehrs- 
vorschriften entsprechendes Prüfverfahren für die 
Bestimmung des Flammpunktes sowie ein Verfahren 
zur Anpassung bestimmter Regelungen der Richt- 
linie an die technische Entwicklung eingeführt. Fer- 
ner wird die Liste der gefährlichen Stoffe um etwa 
100 Stoffe erweitert. Sachverständige der Bundes- 
regierung und der Industrie haben bei Erarbeitung 
des Entwurfs mitgewirkt. 

Der Ausschuß hat bei seiner Beratung keine Be- 
denken erhoben. 


Bonn, den 14. Juni 1972 


Becker (Pirmasens) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der EG — 
Drucksache VI/3039 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 14. Juni 1972 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg Becker (Pirmasens) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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